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Vertreter der Tourismuswirtschaft haben eine nachhaltige Stärkung der Finanzkraft von Städten
und Gemeinden gefordert, um den Tourismus als zentralen Wirtschaftsfaktor, insbesondere für
den Mittelstand und die strukturschwachen Regionen zu stärken. In einer öffentlichen Anhörung
des Ausschusses für Tourismus am Mittwoch, 10. Juni 2026, zum Thema „Tourismusförderung
und -finanzierung“ unter Leitung der Vorsitzenden Anja Karliczek (CDU/CSU) erklärte Brigitte
Goertz-Meissner vom Deutschen Heilbäderverband, der Gesundheitsstourismus boome. 

Der Anteil junger Patienten wachse. Aufgrund der monatelangen pandemiebedingten
Zwangsschließungen der Thermalbäder in kommunaler Trägerschaft würden die meist kleinen
Kommunen jedoch finanziell „mit dem Rücken an der Wand“ stehen. Es habe in diesen Fällen keine
Ausfallentschädigung seitens des Bundes gegeben. Die Bäder seien auf rund 500.000 Euro an
monatlicher Kosten „sitzen geblieben“. Solche Summen seien von den kleinen Kommunen kaum
mehr zu kompensieren, so dass Zukunftsinvestitionen kaum noch möglich seien. „Die Schließung
einer Therme bedeutet eine enorme existenzbedrohende Situation für die Hotellerie, Gastronomie
und sonstige lokale Tourismusbetriebe nicht nur in den Kurorten, sondern in der gesamten Region“,
verdeutlichte Goertz-Meissner. Wenn eine Therme wegfalle, breche die kommunale
Wertschöpfungskette zusammen.

Finanzlage der Kommunen 
Auch andere Sachverständige machten in ihren Stellungnahmen die massiv verschlechterte
Finanzlage der Kommunen zum Thema. Dr. Michael Braun vom Tourismusverband
Ostbayern erklärte, die Kommunen als zentrale Träger der touristischen Infrastruktur würden unter
erheblichem finanziellen Druck stehen. Die kommunalen Haushalte seien strukturell überlastet. Das
Defizit habe 2025 31,9 Milliarden Euro betragen und dazu geführt, dass viele Kommunen an ihre
Handlungsgrenzen gestoßen seien. 

Braun forderte dringend eine Aufstockung der Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW). Mit den Fördermitteln würden unter anderem
touristische Infrastrukturen wie Radwege und Freizeiteinrichtungen unterstützt. Darüber hinaus
gefördert würden Investitionen in Betriebe des Gastgewerbes sowie der Freizeitwirtschaft. Rund 20
Prozent der GRW-Mittel würden direkt in touristische Projekte fließen. Trotz dieser hohen
wirtschaftlichen Hebelwirkung sei die GRW-Förderung innerhalb von nur zwei Jahren um insgesamt
40 Millionen Euro gekürzt worden. Und die anhaltende Inflation schmälere die reale Wirkung der
Fördermittel zusätzlich.

„Kommunen brauchen Förderung“
Für eine Aufstockung der GRW-Mittel von 640 Millionen auf mindestens eine Milliarde Euro und
einen höheren Umsatzsteueranteil der Kommunen sprach sich auch Dr. Catrin
Homp vom Tourismusverband Schleswig-Holstein aus. „Kommunen brauchen Förderung“, sagte



Homp. 

Städte und Gemeinden würden einen Großteil der touristischen Infrastruktur und Angebote schaffen
und unterhalten. Kommunen würden unter anderem in Straßen, Bahnhöfe, Promenaden, Gärten und
Parks, Wander- und Radwege, Freizeiteinrichtungen, Bäder, Museen oder Veranstaltungsorte
investieren sowie für attraktive Innenstädte sowie gepflegte Landschaften sorgen. Homp verlangte
neben Bürokratieabbau und steuerlichen Entlastungen insbesondere zielgerichtete
Investitionsförderungen für Mittelstand und den Tourismus. „Der anhaltende Substanzverlust der
deutschen Wirtschaft zeigt deutlich, dass private Investitionen zunehmend ausblieben“, warnte
Homp.

Das Münchener Modell 
Über eine andere Form der Tourismusfinanzierung, das sogenannte „Münchener Modell“,
berichtete Michael Höflich von der Tourismus Initiative München (TIM). Kern des Modells sei
ein gemeinsamer Tourismusfonds, in den sowohl die Landeshauptstadt München als auch TIM
jeweils identische Beträge einzahlen würden. 

Über die Verwendung der Mittel entscheide eine gemeinsame Tourismuskommission, die sich aus
Vertretern des Münchner Stadtrats sowie des TIM-Vorstands zusammensetze. Das Münchener
Modell sei aber nicht nur ein Finanzierungsmodell, sondern zugleich ein institutionalisiertes
Kooperationsmodell für gemeinsames Destinationsmanagement. Höflich sagte, ein solches Modell
wie in München könne sicher auch auf kleine oder mittelgroße Destinationen übertragen werden.
(hle/10.06.2026)
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